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Sachgebiet 319 


Vorblatt 


Änderung des Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 
20. Juni 1956 über die Geltendmachung von Unter- 
haltsansprüchen im Ausland 

(Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses) 


A. Problem 

Das Zustimmungsgesetz zu dem Übereinkommen über die Gel- 
tendmachung von Unterhaltsansprüchen im Ausland vom 26. Fe- 
bruar 1959 hat als Empfangsstelle für die bei der Bundesrepu- 
blik aus den anderen Vertragsstaaten eingehenden Unterhalts- 
gesuche den Bundesminister der Justiz bestimmt. Mit der wach- 
senden Zahl der beigetretenen Staaten und der in der Bundes- 
republik beschäftigten Gastarbeiter hat das Übereinkommen 
wider Erwarten an Bedeutung gewonnen und zu einem erheb- 
lichen Arbeitsanfall bei der Empfangsstelle geführt. Diese reine 
Verwaltungstätigkeit steht in keinem Zusammenhang mit den 
eigentlichen Aufgaben des Bundesministeriums der Justiz. 


B. Lösung 

Die Aufgaben der Empfangsstelle im Sinne des Übereinkom- 
mens werden auf das Bundesverwaltungsamt zur Wahrneh- 
mung in eigener Zuständigkeit übertragen. 

Der Rechtsausschuß empfiehlt einstimmig die Annahme des 
Gesetzentwurfs. 


C. Alternativen 

Keine. 


D. Kosten 

Keine. 
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Schriftlidier Bericht 

des Rechtsausschusses 
(5. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Übereinkommen vom 20. Juni 1956 über die 
Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen im Ausland 

— Drucksache VI/ 1352 — 


A. Beridit der Abgeordneten Dürr und Dr. Stark (Nürtingen) 


Der Gesetzentwurf wurde vom Deutschen Bun- 
destag in seiner 78. Sitzung am 11. November 1970 
dem Rechts ausschuß überwiesen. Der Rechtsaus- 
schuß hat den Gesetzentwurf in seiner 27. Sitzung 
am 9. Dezember 1970 beraten. 

Der Rechts ausschuß empfiehlt einstimmig, den 
Gesetzentwurf anzunehmen. Gegenstand der Ge- 
setzesvorlage ist eine Änderung von verwaltungs- 
technischer Bedeutung. Das Übereinkommen über 
die Geltendmachung von Unterhaltsansprüchen im 
Ausland soll die Durchsetzung von Unterhalts an- 
sprüchen innerhalb der Vertragsstaaten erleichtern. 
In Artikel 2 Abs. 2 sieht das Übereinkommen vor, 
daß von den Vertragsstaaten eine öffentliche oder 
private Stelle in ihrem Hoheitsgebiet als „Empfangs- 
stelle" zu bestimmen ist. Diese Empfangsstelle hat 
die aus den anderen Vertragsstaaten eingehenden 
Unterhaltsgesuche entgegenzunehmen und gemäß 
Artikel 6 des Übereinkommens alle geeigneten 
Schritte zu unternehmen, um den Unterhaltsver- 


pflichteten zur Unterhalts'leistung zu veranlassen. 
In Artikel 2 Abs, 2 des Zustimmungsgesetzes vom 
26. Februar 1959 (BGBl. II iS. 149) wurde damals 
der Bundesjustizminister als Empfangsstelle be- 
stimmt. Durch die vorgeschlagene Änderung soll 
nunmehr anstelle des Bundes justizministers das 
Bundesverwaltungsamt als Empfangsstelle treten. 
Dieser Wechsel der Zuständigkeit ist notwendig, da 
der Arbeitsanfall der Empfangsstelle inzwischen 
durch die wachsende Zahl der beigetretenen Staaten 
und die erhebliche Zuwanderung der in der Bundes- 
republik beschäftigten Gastarbeiter wesentlich zu- 
genommen hat. Die der Empfangsstelle obliegenden 
Aufgaben stellen eine reine Verwaltungstätigkeit 
dar und sollten deshalb nicht dem Bundes justiz- 
ministerium zugewiesen werden, das vor allem 
Aufgaben der Rechtspolitik und der Gesetzgebungs- 
arbeit zu erfüllen hat. 

Der Ausschuß ist der Auffassung, daß das Gesetz 
nicht der Zustimmung des Bumdesrates bedarf. 


Bonn, den 11, Dezember 1970 


Dürr Dr. Stark (Nürtingen) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 
den Gesetzentwurf — Drucksache VI/1352 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 11. Dezember 1970 


Der Rechtsausschuß 


Dr. Lenz (Bergstraße) 

Vorsitzender 


Dürr Dr. Stark (Nürtingen) 

Berichterstatter 
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